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^1 treuhandanstalt 

Direktorat Sondervermögen Berlin, 30. September 199 

Vertragsmanagement 

im Rahmen der 

treuhänderischen Verwaltun 

des Vermögens 

der Parteien und 

Massenorganisationen 

GESETZUGHE VORGABEN 
DES PARTEIVERMÖGENS FÜR DIE TREUHÄNDERISCHE VERWALTUNG 

• • ^ Z ^ ^ ^ ^ ^ d 6 S V e r r "ö9ens der Parteien und Massenörga-
™ n d f r D D R ^zweckt (eine Privatisierung dieses Vermögens, sondern 
eme Entpnv,leg.erung der ParteW und Organisationen, die sich ihr Vermoaen 
wahrend der 40jährigen Existelz der DDR überwiegend durch M a c h t S t c h 
und aufgrund ungerechtfertigter Vergünstigungen angeeignet haben 

, Die Volkskammer der DDR hat 
sondern ihr Vermögen unter tri 
Organisationen sind nach wie \ 
mer der Grundstücke, Gläubige] 
gen. Die Treuhandanstalt verfü 
Eigentum übertragene Vermöge 
tragsmanagement zu betreuend, 
wortlichkeiten mit der Folge, dl 
ment im Bereich der treuhände« 
Präjudizwirkung für das Vertrag 

ie Parteien und Organisationen nicht enteignet 
uhänderische Verwaltung gestellt. Parteien und 
|or Inhaber der Vermögenswerte, d. h. EJgentü-
- der Bankguthaben und Inhaber der Beteiiigun-
|t hier über Fremdeigentum und nicht über ihr zu 

Insgegenstände, wie in allen anderen, von Ver-
en Fällen. Daraus ergeben sich andere Verant-
ß Sonderregelungen für das Vertragsmanage-
ischen Verwaltung des Parteivermögens keine 
smanagement in sonstigen Bereichen entfalten 

fprht^T l" o d e r 0 r 9 a n Nationen nachweisen, daß sie ihr Vermögen 
' f R W O r b e n

 h a b e n ' T d i e Tr«"handahstalt dieses V e r n a ™ SSn-
geschrankt freigeben. Der Nachweis ist gegenüber der Unabhängigen 
Komm.ss.on zu fuhren. Bis zur rechtskräftigen Entscheidung über den Freigabe-
IZ- e ! n e r / a r t e ' ° d e r Ovation hat die Treuhandanstalt die lntere»en der 
Parte, oder Organisation zu wahren und das Vermögen so zu verwarf d a ß 1 
Erfüllung etwa.ger Ansprüche auf Freigabe des Vermögens in se^Tübernom 
menen Bestand gewährleistet bleibt. uoernom-

A^selbsroann, wenn der Freigabeantrag einer Partei oder Organisation 
Jnl! f -1 3 J9 2 u m c k9ewiesen ist und kein vermögensrechtlicher Anspruch 
enes früher Berechtigten besteht, fällt das Vermögen nicht der Treuhandanstalt 

• i ! B ? U h a ! : d a n S , a l t k 3 n r t Ü b e r d i e s e s Vermaoen weder freiTverS™ S ZZSSSSiTz^°Ten
 T r - h -^esetzes einsetzen. sohZThatezu gemeinnutzigen Zwecken zu verwenden. " 

S ! f , ™ « e n U h a " d a n s t a l t n i m m t a u c h j " diesem Fall keine eigenen, sondern fremde 
un^iT-T ° T n W 3 h r ' n ä m , i c h Wenigen der Öffentlichkeit an e"nem 
ungeschmälerten Einsatz unrechtmäßig erworbenen Parteivermögens zugunsten 
gemeinnütziger Aufgaben. Diese Aufgabenstellung schließtSwSlSSST 
Emzelinteressen definitionsgemäß aus. Die Treuhandanstalt ist bei de 
Sn"«!™" M 9 « n V

h

e r w e n d u n 9 v o " Pa«eivermögen ebenso wie bei ihren 

http://Komm.ss.on
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Sowohl die Verwaltung als auch die Einziehung von Partei- und Oranisations-
vermögen zugunsten gemeinnütziger Zwecke stellen gegenüber den betroffenen 

f Parteien und Organisationen hoheitliche Maßnahmen dar, die ihre Grundlage 
im Part - sngesetz der DDR und der entsprechenden Maßgaberegelung des Eini­
gungsvertrags haben. 

II. VORAUSSETZUNGEN FÜR DIE VERWERTUNG VON PARTEIVERMÖGEN 

Jede Verfügung über Parteivermögen stellt einen Eingriff in die Rechte der be¬
> troffenen Partei oder Organisation dar und bedarf eines zumindest sofort voll­

ziehbaren Verwaltüngsakts. soweit die Partei oder Organisation nicht im Einzel­
fall der Verfügung zustimmt. 

Die Unabhängige Kommission hat zwar bereits in einer Vielzahl von Fällen ent­
schieden, daß Vermögenswerte von Parteien und Organisationen in Ermange- s; 

lung des Nachweises eines rechtmäßigen Erwerbs zu gemeinnützigen Zwecken 
zu verwenden sind. Das Verwaltungsgericht Berlin hat der Treuhandanstalt 
allerdings auf Antrag einer betroffenen Partei die Möglichkeit versagt, entspre­
chende Verwaltungsakte auf Duldung der Verwertung für sofort vollziehbar zu 
erklären. Widersprüche von Parteien oder Organisationen gegen die Anordnung 
der Verwertung ihres Vermögens haben damit aufschiebende Wirkung und 
hindern eine Veräußerung bis zu dem Zeitpunkt einer rechtskräftigen Entschei¬
dung in der Hauptsache, mit der bei Ausschöpfung des Instanzentzuges erst 
nach Jahren zu rechnen ist. 

Fortschritte bei der Verwertung von Partei- und Organisationsvermögen hängen 
deshalb ganz wesentlich von der Zustimmung der betroffenen Partei oder 
Organisation ab. Diese Zustimmung ist, von Ausnahmefällen eines Vermögens­
verzichts abgesehen, nur gegen die Zusicherung der Treuhandanstalt zu er- -
reichen,'daß lediglich eine Art Aktivtausch erfolgt, d. h., daß der fragliche 
Vermögenswert zumindest zum Verkehrswert, veräußert wird, der Erlös an die >i 
Stelle des veräußerten Vermögenswerts tritt und für die Befriedigung etwaiger ; 
Freigabeansprüche bereitgehalten wird. 

Die Notwendigkeit einer Veräußerung zumindest zum Verkehrswert ergibt sich W 
solchen Fällen auch aus der Tatsache, daß noch nicht feststeht, ob der jeweilig 
Vermögenswert der Partei bzw. Organisation rechtmäßig zusteht oder Zu ge- *!: 
meinnützigert Zwecken zu verwenden ist. Angesichts dessen muß die Veräuße-f 
fung gleichermaßen die Voraussetzungen erfüllen, die bei einer Verwehdung zu 
gemeinnützigen Zwecken einzuhalten sind. Ih diesem Zusammenhäng hat eine 
Veräußerung lediglich den Zweck, den fraglichen Vermögensgegenstand unter 
Erhaltung des tatsächlichen Werts verteilungsfähig zu machen. Dies schließt 
beispielsweise Nachlässe zur Sicherung von Investitionen und Arbeitsplätzen -* 
sowie zur wirtschaftlichen Unterstützung und Förderung eines Investors aus. 
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I II. UMFANG UND DAUER DER TREUHÄNDERISCHEN VERWALTUNG 

.Die treuhänderische Verwaltung endet erst, wenn der fragliche Vermöqerisoe-
genstand bestandskräftig an einen früher Berechtigten zu?ückge«hTz^un«en 

| erneuerte, bzw. Organisation freigegeben oder zu g e m e i n n ü t z i g ^ 
^verwendet worden ist. Bis zu diesem Zeitpunkt richten sich die Benignuse d w 

ISA 
|Daran ändert weder die Zustimmung einer Partei oder Organisation zur 
Bewertung noch die Tatsache etwas, daß eine Veräußerung im Verhältnis zum 
R r T ^ r ' n d e n Foren d e s ^vauechts erfolgt. Denn die Rechtsbeztehungen 
Ke<SX£T5E? ' " H M T ° d e r 0 r 9 a n i ^ i o n bleiben weiterhin von d'em 
K u l und Unterordnung geprägt und bestimmen sich allein nach 
E h

r e c h n * e n d « Parteiengjsetzes der DDR und der entsprechenden 
gMaßgaberegelung des Einigungsvertrages. die sich ausschließlich an die 
|Tr0uhandanstalt als einen Träger der öffentlichen Gewalt richten. 

IDib unterschiedlichen Rechtsbeziehungen der Treuhandanstalt zu einer Partei 
joder Organisation und zu einem Erwerber im Falle einer Veräußerung von 
|Parteivermogen lassen sich folgendermaßen darstellen: 

Öffentlich-rechtlich privatrechtlich 

PARTEI ODER 
ORGANISATION ERWERBER 
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Bei der Veräußerung von Parteivermägen handelt die Treuhandanstalt damit 
trotz der Tatsache, daß sie gegenüber dem Erwerber privatrechtlich tätig wird, 
im Verhältnis zu der betroffenen Partei oder Organistion nach wie vor hoheitlich. * 
Bis ücer die Verwendung des Veräußerungserlöses bestandskräftig entschieden 
und der Erlös entsprechend ausgekehrt worden ist, bestehen die öffentlich­
rechtlichen Rechtsbeziehungen fort, sie sind also auch für die Phase der 
Vertragsabwicklung maßgeblich. Dies entspricht der ständigen verwaltungs­
gerichtlichen Rechtsprechung und läßt sich ernsthaft nicht mehr in Frage stellen. .' 

Die Treuhandanstalt hat demnach bei der Abwicklung eines Veräußerungsvertra­
ges dieselben öffentlich-rechtlichen Vorgaben zu beachten wie bei der Veräuße­
rung selbst. Dies gilt insbesondere für die Notwendigkeit eines Verwaltungsakts, 
wenn in die Vermögenswerten Rechte einer Partei oder Organisation eingegriffen 
werden soll, und das Erfordernis des Einvernehmens der Unabhängigen 
Kommission. Soweit diese Voraussetzungen nicht eingehalten werden, sind die 
entsprechenden Maßnahmen der Treuhandanstalt bereits formell rechtswidrig. 

Für kaufmännische Ermessensentscheidungen, gesamt- oder einzelwirtschaft­
liche Erwägungen, Unterstützungs-, und Fördermaßnahmen zugunsten eines 
Investors oder Hilfen zur Erhaltung und Sicherung von Arbeitsplätzen ist bei der 
Verwertung von Parteivermögen und der Abwicklung entsprechender Verträge 
kein Raum. Maßgebend ist vielmehr allein das Kriterium der bestmöglichen 
Sicherung und Wahrung fremden Vermögens in seinem übernommenen Bestand 
und Wert. Die Folge ist, daß praktisch kein Handlungsspielraum besteht. 

IV. ANDERWEITIGE AUSRICHTUNG DES VERTRAGSMANAGEMENTS 

Vertragsmanagement wird demgegenüber als Betreuung von Verträgen nach 
Abschluß der Privatisierung des der Treuhandanstalt übertragenen früheren 
volkseigenen Vermögens verstanden und praktiziert. Es geht um, Verträge, mit -
denen nicht über fremdes Vermögen, sondern über Eigentum der Treuhandan­
stalt verfügt worden ist. Die Aufgabe besteht in der Verwirklichung der mit 
diesen Verträgen verfolgten Ziele, zu denen neben finanziellen auch nicht 
monetäre Ziele wie etwa die Herstellung der Wettbewerbsfähigkeit 
sanierungsfähiger Unternehmen durch Investitionen oder die Schaffung und 
Erhaltung von Arbeitsplätzen gehören (5 4 Abs. 2 der Richtlinie). Demzufolge 
handelt es sich bei Vertragsmanagement um die Betreuung rein privatrechtliche 
Rechtsbeziehungen zwischen der Treuhandanstalt als früherem und dem 
Erwerber als jetzigem Rechtsinhaber. 

Bei der Ausgestaltung und Fortentwicklung rein privatrechtlicher Rechtsbe­
ziehungen hat die Treuhandanstalt im Rahmen der Vorgaben des Treuhandge­
setzes einen erheblichen Handlungsspielraum, der bei der treuhänderischen 
Verwaltung auf öffentlich-rechtlicher Grundlage fehlt. 

Sondervermögei 

«Darüber hinaus ist die Treuhandanstalt im Bereich privatrechtlicher Tätigkeit 
.nicht dem Erfordernis des Einvernehmens der Unabhängigen Kommission und 

;der Kontrolle der VerwaltungsgericHte unterworfen, wie dies bei der hoheitlichen 
.Verwaltung des Parteivermögens dir Fall ist. Dementsprechend ist der im 
Bereich des Vertragsmanagements gesammelte Sachverstand vornehmlich 

^kaufmännischer und nicht verwaltungs- bzw. hoheitsrechtlicher Natur. 

, In diese privatrechtlichen Rahmenbidingungen lassen sich die hoheitlichen 
Befugnisse der Treuhandanstalt zur treuhänderischen Verwaltung des Vermö-
gans der Parteien und Massenorganisationen nicht einpassen. Die Richtlinie für 
das Vertragsmanagement ist nicht anwendbar. Dennoch werden aufgrund der 
augenblicklichen Zuständigkeitsregrilung und der unterschiedlichen Denkweise 
irh Bereich des Vertragsmanagemerjts Verträge über die Veräußerung von 
P|rteivermögen nach rein privatrectttlichen Gesichtspunkten und kaufmän­
nischen Billigkeitserwägungen im Verhältnis zum Erwerber abgewickelt ohne 
d4ß dabei die Vermögensinteresse^ der Rechtsinhaber, d. h. der Parteien und 
Organisationen, berücksichtigt würden. Dies hat bereits zu erheblichen 
Friktionen geführt. 
Sc 
lese Verfahrensweise, an der das Vertragsmanagement auch in Zukunft 

festhalten will und für die es die unfeingeschränkte Verfügungsbefugnis über die 
treuhänderisch verwalteten Bankguthaben der Parteien und Organisationen ' 
eansprucht, führt zwangsläufig zu einer fortlaufenden Verletzung fremder 
echte sowie einer ständigen Kollision mit den Befugnissen der Unabhängigen 
ommission. Beanstandungen der Verwaltungsgerichte sind zu erwarten 

NOTWENDIGKEIT EINER ORGANISATORISCHEN NEUORDNUNG 

$'jetzige Regelung der Zuständigkeit für die Betreuung von Verträgen über die ' 
,außerung von Parteivermögen stellt einen Organisatjonsmangel dar, der nicht 
. etzt auch unter haftungsrechtlichen Gesichtspunkten beseitigt werden muß. 
m einen können Preisnachlässe aus Billigkeitsgründen, wie sie im Fall 
untzterrasse" in Röbel bereits erfolgt sind - bei einem Kaufpreis von 

50.000,00 DM wurden dem Erwerber 324.000,00 DM ohne eine von den 
|Jgntssen der treuhänderischen Verwaltung von Fremdeigentum gedeckte 
htsgrundlage erstattet -, zu Amtshaftungsansprüchen und bis hin zur 
f̂barkeit des Handelnden wegen Untreue führen. Zum anderen hat auch der 
-ber der Organisationsverantwortung dafür einzustehen, daß die 

abenzuweisung den gesetzlichen Regelungen entspricht und sachgerecht 

eft eine Behörde sowohl privatrechtlich als auch hoheitlich tätig wird, 
en beide Aufgabenbereiche nach den aligemeinen Grundsätzen der 
fitungsorganisation klar voneinander getrennt sein. Jede Vermischung von 
êchtlicher und hoheitlicher Tätigkeit ist zu vermeiden. Dies ergibt sich aus 
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dem verwaltungsrechtlichen Gebot der Formenklarheit, wonach eine Behörde 
dem Betroffenen gegenüber unzweifelhaft deutlich machen muß. ob sie 
privatrechtlich oder hoheitlich handelt. Eine "Flucht ins Privatrecht" , wie sie ; 
Zeit durch die Erledigung hoheitlicher Aufgaben in privafrechtlichen Formen 
stattfindet, ist unzulässig. 

Die Treuhandanstalt hat ihre hoheitlichen Aufgaben im Unternehmensbereich U2 
konzentriert. Hier ist auch die Vertragsabwicklung für den Bereichder treuhän­
derischen Verwaltung des Parteivermögens anzusiedeln. Dies gilt umso mehr, 
als der Untemehmensbereich U2 die öffentlich-rechtlichen Aufgaben umfaßt, die ? 
von der Treuhandanstalt in der Phase II weiterhin erledigt werden sollen. Die' ab 
dem 1. Januar 1995. maßgebliche Organisationsform ist damit bereits vorgege­
ben und demzufolge auch für die Zuordnung der Vertragsabwicklung 
entscheidend. Die jetzige Ausgliederung des Bereichs Vertragsmanagement für 
Aufgaben, die bei der Nachfolgeorganisation der Treuhandanstalt verbleiben 
sollen, macht keinen Sinn. Aus diesem Grunde hatte der Vorstand der Treu­
handanstalt auch am 4. Mai 1993(beschlossen, das Vertragsmanagement für 
das Direktorat Übriges Sondervermögen bei U2 C zu belasssen (Protokoll, 
S. 15). Bei der später vorgenommenen anderweitigen Zuordnung sind diese 
Sachfragen dann nicht mehr erörtert worden. 

Im Bereich U2 C ist aufgrund der ständigen Abstimmung bei den Maßnahmen 
der treuhänderischen Verwaltung von Fremdvermögen der erforderliche 
verwaltungs- bzw. hoheitsrechtliche Sachverstand vorhanden. Eine effektive 
Zusammenarbeit mit der Unabhängigen Kommission wird sich auch in Zukunft 
nur über den für die treuhänderische Verwaltung des Parteivermögens 
zuständigen Direktor sicherstellen lassen. Die bisherigen Erfahrungen mit 
Abstimmungen auf Fachebene sprechen eindeutig dagegen,.Entscheidungs-
prozesse auf die Ebene von Bearbeitern zu verlagern, wenn die Arbeit des 
Bereichs Sondervermögen auch in Zukunft erfolgreich sein soll. 

Sondervermö ' 

Treuhandanstalt 

Pressestelle 
Tel.: 31 54-10 40 

23 23-1040 
Fax: 31 54-10 36 

vom 30. X <73?<, 

•nabhängige Kommission Parteivermögen und Treuhandanstalt veröffentlichen 
,jitungsanzelgen:-Gesucht: DDr.-Partelenverm8gen" «nwntri 

Die Unabhängig^Kommission zur Oberprüfung des Vermögens der Parteien und 
Massenorganisationen der DDR und die Treuhandanstalt loben in morgen 
Sr»nt^L8t«80 1 9 9 4 1 e r * c h e i n e n d o n Anzeigen Belohnungen für Hinweise auf 

Y« m f l 8 e n 8 , u s - d a s a u s den o.g. Institutionen stammt und laut 
;e*m gemeinnutzigen Institutionen in den neuen Ländern zusteht. 

Je Anzeigen erscheinen morgen in allen in Ostdeutschland erscheinenden 
erturtgen. im Spiegel" sowie je einer österreichischen und einer 
ghweizerischen Zeitung. 

VSSM K o m m i " i o " u n d Treuhandanstalt erwarten zahlreiche Hinweise, 
pweise können an die Telefonnummern (030) 23 13 59 34 bei der 
^SniVrtie°mmiSSi°n ( 0 3 0 , 3 1 5 4 7 9 1 1 b e i d e r Treuhandanstalt 

^f^n^Tl^8 d e r ""Gängigen Kommission. Dr. Christian von 
fLTn 2 V ^ ' 8 d e r D i r e k t o r Sondervermögen in der Treuhandanstalt Dr 

? < ™ M ™ * Anzeigen heute Kern 
S P e r l

1 ! ^ o r t - F u r d i e Kolleginnen und Kollegen, die nicht teilnehmen 
S S ! a n ' i e g e n d 3 U C h d i e A n 2 e i f l " ' w i e s l e borgen 

r»ragen an Herrn Bennewitz bei der Unabhängigen Kommission, Tel. 23 13 
od" an Christian Hof̂ ph in der Treuhandanstalt, Tel. 31 54 22 13. 


